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			Alberto fordert soziale Gleichheit

			Ansprache des Präsidenten zum Tag der Demokratie
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			„Demokratie immer“ war auf dem Präsidentenpalast zu lesen. (Foto: Casa Rosada)

			Buenos Aires (AT/mc) - „Vor 40 Jahren war unsere Utopie die Demokratie. Heute schlage ich vor, dass unsere Utopie die Gleichheit ist“, sagte Präsident Alberto Fernández in seiner Video botschaft anlässlich des Tages der Demokratie und der Menschenrechte am Samstag. Der Tag erinnert an den 10. Dezember 1983, als mit Raúl Alfonsín der erste demokratisch gewählte Präsident nach dem Ende der Militärdiktatur in sein Amt eingeführt wurde. Es folgte die längste ununterbrochene Periode demokratischer Regierungszeit in Argentinien, die bis heute andauert.

			Der Staatschef hob hervor, dass es bald vier Jahrzehnte sein werden, seit die Demokratie wiederhergestellt wurde. Er erinnerte bei der Gelegenheit an „die Leiden des Malwinen-Krieges“ sowie an „die Empörung der Mütter und Großmütter, die eine Antwort für die Verschwundenen forderten“. Die Amtseinführung eines demokratischen Präsidenten habe dann das Ende der Diktatur markiert: „Wir haben möglich gemacht, was unmöglich schien. Und das ist ein Sieg für unsere Gesellschaft“, fügte er hinzu.

			In diesem Sinne bekräftigte der Präsident: „Wir wissen, dass wir in der Demokratie besser leben. Aber es ist auch wahr, dass wir nicht wussten, wie wir der Ungerechtigkeit und Ungleichheit ein Ende setzen konnten - und deshalb möchte ich Sie einladen, von den nächsten 40 Jahren zu träumen. Wir dürfen keine Zeit mehr verlieren. Es ist an der Zeit, uns selbst in die Augen zu schauen, all das anzuerkennen, was wir erreicht haben, und die Verantwortung für das zu übernehmen, was noch fehlt“, so Fernández. Er rief dazu auf, gesellschaftliche Kompromisse anzustreben, um „die große Nation aufzubauen, von der wir träumen“.
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			„Lassen Sie uns über das Wirtschaftsmodell für Wachstum und Verteilung sprechen, über ein Entwicklungsmodell unter Berücksichtigung der Erfordernisse der Umwelt. Lassen Sie uns über Gesundheit sprechen, aber nicht nur über Krankheiten, sondern über die kollektive Gesundheit. Lassen Sie uns über soziale, geschlechtsspezifische und ethnische Ungerechtigkeiten sprechen. Lassen Sie uns über die Bildung sprechen, die die nachwachsenden Generationen braucht. Wir müssen heute damit beginnen. Lassen Sie uns über die Gerechtigkeit sprechen, die zweifellos eine großen Bringschuld ist, die unsere Demokratie beschädigt. Lassen Sie uns über den Reichtum, das Talent und die Energie sprechen, die in unserem Land vorhanden sind. Lassen Sie uns über alles reden“, schlug das Staatsoberhaupt vor.

			Fernández fügte hinzu: „Lassen Sie uns alles besprechen, was besprochen werden muss. Es spielt keine Rolle, ob es Konflikte gibt. Denn Konflikte und ihre Lösungen machen uns freier. Denn das Gespräch mit Andersdenkenden schafft Integration. In der Demokratie ist alles möglich - außerhalb davon nichts.“

			Demokratie bedeute Freiheit: Die Freiheit zu wählen, wer einen regiere, das Leben zu wählen, das man führen wolle. Freiheit, um zueinander zu finden, aber auch um zu widersprechen, wenn es nötig ist. Der Staatschef ergänzte jedoch: „Freiheit allein reicht nicht aus: Wir brauchen einen Staat, der Chancengleichheit garantiert, der jedem die Mittel an die Hand gibt, sein Glück zu suchen und seine Lebenspläne zu verwirklichen.“

			In diesem Zusammenhang forderte er „eine große Übereinkunft, um die Ketten der Ungleichheit zu sprengen, die viele unserer Landsleute verurteilen“. Denn Demokratie bedeute, etwas für andere zu tun, aber vor allem für diejenigen, die am wenigsten haben.

			„Die wahre Herausforderung, die Revolution, das ist heute das Streben nach Gleichheit. So wie wir wussten, wie man eine Demokratie aufbaut, sollten wir auch wissen, wie man soziale Gleichheit schafft: mit Ausdauer, mit Solidarität, mit Fantasie, vereint im Kampf, gemeinsam aufbauend, fleißig, vereint, hoffnungsvoll.“
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			Unruhen in Peru

			Acht Tote und 19 Verletzte
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			Demonstranten protestierenauf einer Straße in Arequipa neben brennenden Reifen und halten eine peruanische Flagge hoch. (Foto: dpa)

			Lima (dpa) - Bei den zunehmend gewaltsamen Protesten gegen die Absetzung von Präsident Pedro Castillo sind nach Angaben der Regierung in verschiedenen Landesteilen Perus bisher acht Menschen ums Leben gekommen. Weitere 19 Personen wurden in der Hauptstadt Lima und den Regionen Apurímac, Huancavelica, Arequipa und La Libertad ins Krankenhaus gebracht, wie das peruanische Gesundheitsministerium in der Nacht auf Donnerstag mitteilte. Die Ombudsfrau für Menschenrechte, Eliana Revollar, hatte am Montag noch von sieben Toten binnen zwei Tagen gesprochen, unter ihnen zwei Minderjährige. Alle Opfer seien durch Schüsse umgekommen.

			Die Regierung des Andenstaates hatte am Mittwoch für 30 Tage den Ausnahmezustand über das ganze Land verhängt. In dieser Zeit wird unter anderem die Bewegungs- und Versammlungsfreiheit ausgesetzt. Die Polizei soll mit Unterstützung der Streitkräfte die innere Ordnung aufrechterhalten.

			Mit der Auflösung des Kongresses hatte der Linkspolitiker Castillo einem Misstrauensvotum im Parlament zuvorkommen wollen. Sein Kabinett und die Opposition warfen ihm einen Staatsstreich vor, weshalb Castillo am Mittwoch vergangener Woche des Amtes enthoben und festgenommen wurde.

			Im Süden und Südosten Perus, wo Castillo besonders viele Anhänger hat, ist es in der Folge zu teils gewaltsamen Protestaktionen sowie Zusammenstößen zwischen Demonstranten und Polizisten gekommen. Der Flug- und Zugverkehr in verschiedenen Gegenden des Landes wurde ausgesetzt, das Polizeiaufgebot erhöht. Tausende Menschen forderten den Rücktritt von Castillos Nachfolgerin Dina Boluarte sowie die Auflösung des Parlaments, baldige Neuwahlen und die Freilassung des inhaftierten Ex-Präsidenten.
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			Kontinent in Kürze

			BRASILIEN

			Lula benennt erste Minister

			Brasília - Der gewählte brasilianische Präsident Luiz Inácio Lula da Silva hat nach tagelangen Spekulationen die ersten fünf Mitglieder seiner künftigen Regierung ausgewählt. Das wichtige Wirtschaftsministerium soll der Ex-Bürgermeister von São Paulo, ehemalige Bildungsminister und Präsidentschaftskandidat von 2018, Fernando Haddad, führen, wie Lula am vorigen Freitag in der Hauptstadt Brasília mitteilte. Haddad wird in der Arbeiterpartei PT von Lula dem gemäßigten Flügel zugerechnet. Teile der Finanzmärkte in Brasilien hatten die Auswahl des Wirtschaftsministers mit Sorge erwartet, auch wegen möglicher Ausgabenerhöhungen für Sozialprogramme.

			CHILE 

			Neue Verfassung in Arbeit

			Santiago de Chile - Drei Monate nach dem gescheiterten Verfassungsreferendum in Chile haben sich die politischen Lager in dem südamerikanischen Land auf einen neuen Verfassungsprozess geeinigt. Vertreter von Senat und Abgeordnetenkammer legten am Montagabend ein Dokument vor, das Gremium und Zeitplan für die Ausarbeitung eines neuen Grundgesetzes festlegt. Man habe sich darauf geeinigt, dass ein verfassungsgebender Prozess „unerlässlich“ sei, heißt es in dem Papier mit dem Namen „Vereinbarung für Chile“.

			PANAMA

			Ex-Staatschef muss vor Gericht

			Panama-Stadt - Panamas Ex-Präsident Ricardo Martinelli muss sich wegen mutmaßlicher Geldwäsche vor Gericht verantworten. Die zuständige Richterin habe die Eröffnung eines Strafverfahrens gegen ihn beschlossen, teilte die panamaische Justizverwaltung am vorigen Freitag mit. Der 70 Jahre alte Martinelli, von 2009 bis 2014 Präsident, soll an dem unrechtmäßigen Erwerb einer Verlagsgruppe im Jahr 2010 beteiligt gewesen sein. Er weist die Anschuldigungen zurück. Die Hauptverhandlung wurde für April angesetzt.

			MEXIKO

			Erdbeben in Mexiko-Stadt

			Mexiko-Stadt - Ein starkes Erdbeben hat Mexiko erschüttert. Es wurde nach Angaben von Mexikos seismologischer Behörde vorläufig mit einer Stärke von 6,0 gemessen und hatte sein Zentrum knapp 500 Kilometer südlich von Mexiko-Stadt, etwas außerhalb der Stadt Técpan nahe der Pazifikküste. In der Hauptstadt wurde am Sonntagmorgen der Erdbebenalarm ausgelöst, die Menschen verließen ihr Zuhause. Es habe zunächst keine Berichte über Schäden gegeben, schrieb die Bürgermeisterin von Mexiko-Stadt, Claudia Sheinbaum, auf Twitter.

			BRASILIEN

			Krawalle in Brasília

			Brasília - Radikale Anhänger des abgewählten brasilianischen Präsidenten Jair Bolsonaro haben versucht, in das Gebäude der Bundespolizei in der Hauptstadt Brasília einzudringen. Dies berichtete die Nachrichtenagentur „Agência Brasil“ unter Berufung auf die militarisierte Polizei am Montagabend. Demnach protestierten sie gegen den vorläufigen Haftbefehl gegen einen indigenen Bolsonaro-Anhänger, zündeten Autos und Busse an. Es kam zu Auseinandersetzungen mit der Polizei, die Tränengas einsetzte. (dpa/mc)
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			„Europäische Demokratie angegriffen”

			EU-Parlamentspräsidentin macht Kampf gegen Korruption zur Chefsache
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			Nach Enthüllungen über einen mutmaßlichen Korruptionsskandal zeigt sich EU-Parlamentspräsidentin Roberta Metsola enttäuscht. (Foto: dpa)

			Brüssel (dpa) - Im Zuge des Skandals um mutmaßliche Bestechung im EU-Parlament macht Parlamentspräsidentin Roberta Metsola den Kampf gegen Korruption zur Chefsache. Sie kündigte am Donnerstag ein umfassendes Reformpaket an, das im neuen Jahr vorgelegt werden soll. Unter anderem soll es strengere Regeln für Organisationen und Angehörige von Drittstaaten geben, die sich mit Parlamentariern treffen wollen. Auch ein besserer Schutz für Whistleblower wurde angekündigt.

			Die belgische Justiz ermittelt seit Monaten wegen mutmaßlicher Korruption, Geldwäsche und Einflussnahme aus dem Ausland im Umfeld des Europaparlaments. Im Raum steht, dass das Golfemirat Katar, das derzeit die Fußball-Weltmeisterschaft ausrichtet, mit Geld- und Sachgeschenken versucht hat, Entscheidungen zu beeinflussen. Katar wies die Vorwürfe in dem Skandal dagegen entschieden zurück. Es sei haltlos, die Behauptungen darüber mit der Regierung in Doha in Verbindung zu bringen, teilte die EU-Vertretung in Brüssel mit.

			Seit Freitag hat die belgische Justiz sechs Verdächtige festgenommen. Von ihnen sitzen vier in Untersuchungshaft - unter ihnen die Griechin Eva Kaili, die mittlerweile vom Europaparlament als Vizepräsidentin abgesetzt wurde, ihr Freund, der als Assistent eines Abgeordneten im Parlament arbeitet, sowie der ehemalige sozialdemokratische Europaabgeordnete Antonio Panzeri.
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			„Es wird keine Straffreiheit geben. Es wird nichts unter den Teppich gekehrt. Es wird kein „Business as usual“ geben”, betonte die Malteserin. Die Vorwürfe seien ein Schlag gegen alles, woran man seit vielen Jahren gearbeitet habe. „Es braucht Jahre, um Vertrauen aufzubauen, und nur einen Moment, um es zu zerstören”, sagte Metsola. Die Spitzenpolitikerin schloss aber nicht aus, dass es in Zukunft zu ähnlichen Skandalen kommen könnte. „Aber ich werde dafür sorgen, dass alles getan wird, um sicherzustellen, dass das Parlament nicht zum Verkauf steht”, sagte sie. Konkret kritisierte sie etwa, dass es zu viele Organisationen gebe, deren Finanzierung unklar und intransparent sei. 

			EU-Parlamentspräsidentin Metsola wertet die mutmaßliche Bestechung ihrer Vertreterin Eva Kaili als Angriff auf die europäische Demokratie. „Das Europäische Parlament, liebe Kolleginnen und Kollegen, wird angegriffen, die europäische Demokratie wird angegriffen, und unsere Art der offenen, freien, demokratischen Gesellschaften wird angegriffen”, sagte Metsola am Montag in Straßburg. Zugleich kündigte sie an, dass das Verfahren zur Absetzung Kailis als Vizepräsidentin eingeleitet werde.

			In Brüssel trieben die Ermittler ihre Arbeit unterdessen voran. Dabei durchsuchten sie am Montag auch Räume im EU-Parlament im Brüssel, wie die belgische Staatsanwaltschaft mitteilte. Es seien Daten von Computern von zehn parlamentarischen Mitarbeitern beschlagnahmt worden. Am Sonntag habe es zudem Razzien in Italien gegeben.

			Außenministerin Annalena Baerbock sprach von einem „unglaublichen Vorfall”. EU-Kommissionschefin Ursula von der Leyen zeigte sich bestürzt: „Die Vorwürfe gegen die Vizepräsidentin des Europäischen Parlaments sind sehr schwerwiegend.”
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			Frederiksen am Ziel

			Breit aufgestellte Regierung in Dänemark
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			Mette Frederiksen gelingt eine neue Regierung in Dänemark. (Foto: dpa)

			Kopenhagen (dpa) - Dänemark bekommt eine neue Regierung unter der alten Ministerpräsidentin. Die Sozialdemokratin Mette Frederiksen hat sich mit der liberal-konservativen Partei Venstre und den Moderaten auf die Bildung einer seltenen blockübergreifenden Regierung über die politische Mitte hinweg geeinigt.

			Sie habe der dänischen Königin Margrethe II. mitgeteilt, dass man eine breite Regierung bilden könne, verkündete Frederiksen nach wochenlangen Verhandlungen am Dienstagabend in Kopenhagen. Die wesentlichen Punkte des Regierungsprogramms werde sie schon am Mittwoch vorstellen - gemeinsam mit dem bisherigen Oppositionschef Jakob Ellemann-Jensen von Venstre und dem Chef der Moderaten, Ex-Ministerpräsident Lars Løkke Rasmussen.

			Løkke hatte seine neue Partei nach seinem Austritt bei Venstre erst im Sommer 2021 gegründet und sie in der politischen Mitte zwischen den beiden traditionellen Blöcken verortet. Bei der Parlamentswahl am 1. November waren die Moderaten so auf Anhieb drittstärkste Kraft hinter den Sozialdemokraten und Venstre geworden. Damit werden die drei stärksten Parteien nun ein Regierungsbündnis bilden - eine Art dänische große Koalition, wenn man so will.
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			Die seit 2019 regierende Frederiksen hatte mit Blick auf den Ukraine-Krieg und weitere Krisen bereits vor der Parlamentswahl im November angekündigt, eine breite Regierung über die Blockgrenzen hinweg anzustreben. 

			Die bis auf die Sozialdemokraten letzte verbliebene Partei aus dem linksgerichteten Lager, die sozialliberale Radikale Venstre, hatte die Gespräche letztlich am Dienstag aus Unzufriedenheit über Pläne in Klima-, Kinder- und Bildungsfragen verlassen. Sozialdemokraten, Venstre und Moderate blieben damit als einzige Verhandlungspartner übrig. Dass sie nun die Regierung stellen werden, stieß im linken Block prompt auf Kritik. 

			Minderheitsregierungen, die sich für Gesetze dann jeweils Parlamentsmehrheiten suchen müssen, sind in Dänemark seit Jahren eher Regel statt Ausnahme. Frederiksen und ihre bisherige rein sozialdemokratische Minderheitsregierung hatten in erster Linie mit dem linksgerichteten Lager zusammengearbeitet, etwa in der strikten Migrationspolitik dagegen mit Parteien aus dem konservativ-rechten Block.

			Blockübergreifende Regierungen sind in Dänemark sehr selten. Erst einmal in der Geschichte des nördlichen deutschen Nachbarn hatten die beiden größten Parteien, die Sozialdemokraten und Venstre, miteinander koaliert, nämlich 1978 unter dem Sozialdemokraten Anker Jørgensen. Diese Regierung hielt damals lediglich 14 Monate.
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			Weltnachrichten

			TÜRKEI

			Politikverbot für Erdogan-Rivalen 

			Istanbul - Gegen den Bürgermeister von Istanbul und möglichen Erdogan-Herausforderer Ekrem Imamoglu ist ein Politikverbot verhängt worden. Ein Istanbuler Gericht verurteilte Imamoglu am Mittwoch wegen Beleidigung auch zu einer Haftstrafe von zwei Jahren und sieben Monaten. Gegen das Urteil könne noch Einspruch eingelegt werden, sagte der Anwalt Imamoglus, Kemal Polat. Imamoglu ist Politiker der CHP, die laut Umfragen derzeit stimmenstärkste Oppositionspartei in der Türkei. Er gilt als einer der potenziellen Herausforderer des türkischen Präsidenten Recep Tayyip Erdogan bei den für 2023 geplanten Wahlen. Ihm wurde in der Anklageschrift vorgeworfen, die Mitglieder der türkischen Wahlbehörde rund um die Kommunalwahlen im Jahr 2019 öffentlich beleidigt zu haben. 

			UNGARN

			Einfrieren von EU-Geldern

			Budapest - Ungarn hat gelassen auf das Einfrieren von Milliardenzahlungen aus Brüssel reagiert. „Wir haben unsere Ziele erreicht”, erklärte der Regionalentwicklungsminister und EU-Chefunterhändler Tibor Navracsics auf einer Pressekonferenz. Am Montagabend hatte sich eine große Mehrheit der EU-Staaten grundsätzlich auf das Einfrieren von für Ungarn vorgesehene Milliardenzahlungen aus dem europäischen Gemeinschaftshaushalt verständigt. Wegen der Sorge, dass Gelder in Ungarn wegen unzureichender Korruptionsbekämpfung veruntreut werden, sollen bis auf Weiteres 6,3 Milliarden Euro blockiert werden. Bis Jahresende werde man sich über die für Ungarn vorgesehenen EU-Fonds einigen, sagte Navracsics. Man werde alle Bedingungen für die Freigabe der eingefrorenen Gelder erfüllen. Ministerpräsident Viktor Orban, dem Kritiker Korruption und autoritäres Regieren vorwerfen, steht nun unter Druck, weitere Reformen zur Verbesserung der Rechtsstaatlichkeit umzusetzen. 
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			IRAN

			Haftstrafen für Demonstranten

			Teheran - Im Zusammenhang mit den Protesten im Iran sind alleine in der Hauptstadt Teheran bislang 400 Demonstranten zu Haftstrafen verurteilt worden. Die Höhe der Haftstrafen liegt demnach zwischen zwei und zehn Jahren. 70 weitere Demonstranten seien darüber hinaus zu hohen Geldstrafen verurteilt worden. Nach Angaben von Menschenrechtlern wurden bisher mindestens 18 000 Teilnehmer der seit bald drei Monaten anhaltenden systemkritischen Demonstrationen festgenommen. Im November wurden Demonstranten erstmals auch zum Tode verurteilt. Am Montag wurde der zweite Demonstrant hingerichtet, was im In- und Ausland für Entsetzen und Empörung sorgte. Mindestens 23 weiteren Demonstranten droht Medienberichten zufolge die Vollstreckung der Todesstrafe.

			NORWEGEN

			Nobelpreis für Menschenrechtler 

			Oslo - Menschenrechtler aus Belarus, Russland und der Ukraine sind in Oslo mit dem diesjährigen Friedensnobelpreis ausgezeichnet worden. Passenderweise am Tag der Menschenrechte wurden die inzwischen aufgelöste Organisation Memorial aus Moskau, das Zentrum für bürgerliche Freiheiten (CCL) aus Kiew und der inhaftierte belarussische Menschenrechtsanwalt Ales Bjaljazki mit dem weltweit wichtigsten politischen Preis geehrt. Die Vorsitzende des Nobelkomitees, Berit Reiss-Andersen, nannte sie „Champions des Friedens”. Die CCL-Vorsitzende Olexandra Matwijtschuk und Memorial-Chef Jan Ratschinski konnten die Medaillen und Diplome in Oslo persönlich im Namen ihrer Organisationen entgegennehmen. Bjaljazki, der seit anderthalb Jahren in Minsk im Gefängnis sitzt, wurde von seiner Frau Natalja Pintschuk vertreten. Ihre Auszeichnung gilt auch als Zeichen gegen das Vorgehen der Präsidenten aus Russland und Belarus, Wladimir Putin und Alexander Lukaschenko.

			BULGARIEN

			Regierungskrise 

			Sofia - Zur Lösung der politischen Krise im EU-Land Bulgarien hat der mit der Regierungsbildung beauftragte Nikolaj Gabrowski ein überparteiliches pro-westliches Kabinett vorgeschlagen. Der parteilose Gabrowski, der vom Mitte-Rechts-Wahlsieger GERB als Ministerpräsident aufgestellt worden war, nominierte vor allem Experten für seine Regierung. Diese soll das derzeit regierende Übergangskabinett ablösen soll - das EU-Land Bulgarien hat zweieinhalb Monate nach einer Neuwahl noch keine reguläre Regierung. Das Parlament wird noch in dieser Woche über Gabrowskis Vorschlag abstimmen, der Ausgang dieser Abstimmung ist offen. Mit lediglich 67 Abgeordneten im 240 Sitze umfassenden Parlament hat die GERB bei Weitem keine Mehrheit und ist auf Partner angewiesen. Im Parlament sind sieben Parteien vertreten. Gabrowski warnte vor einer weiteren Neuwahl. (dpa)
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